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Vorwort 

Organstreitigkeiten innerhalb des Bundes sind die Streitigkeiten, 
für die in Art . 9311 GG und den zu seiner Ausführung ergangenen 
§§ 63-67 BVerfGG ein Rechtsweg eröffnet  ist. Parteien dieser Streitig-
keiten sind bestimmte Bundesverfassungsorgane  und Teile davon. 

1. Ihr Gegenstand und ihr Verfahren  werden in der vorliegenden 
Schrift  untersucht. Die Erörterungen beschränken sich aber auf die spe-
ziellen Hegelungen und Fragen gerade der Organistreitigkeiten, 
während die allgemeinen Verfahrensvorschriften  und -fragen selbst 
dann nicht behandelt werden, wenn sie für das Organstreitverfahren 
möglicherweise Modifikationen erfahren. 

Behandelt  werden die prozessuale Ausgestaltung bei früheren 
Regelungen (Abschnitt I), die Zuständigkeit des BVerfG nach dem GG 
und dem BVerfGG und dessenKorrektur durch dasGG (Abschnitt II), die 
Parteifähigkeit  und ihre Abgrenzung im einzelnen (Abschnitt III), das 
Prozeßführungsrecht,  die Prozeßstandschaft  und die Antragsbefugnds 
des Beigetretenen (Abschnitt IV), das Rechtsschutzbedürfnis (Abschnitt V), 
der Prüfungsmaßstab und das interpretationsfähige  Recht (Abschnitt VI), 
der Streit- und Entscheidungsgegenstand (Abschnitt VII) und die Kon-
kurrenz des Organstreitverfahrens  mit anderen verfassungsgericht-
lichen Verfahren  (Abschnitt VII I ) . 

Ausgeklammert  sind demgegenüber Form (§ 23 BVerfGG) und Frist 
(§ 64 I I I BVerfGG) des Antrags einschließlich der Wiedereinsetzung, die 
subjektive und objektive Antragshäufung, die Rechtshängigkeit, das 
Beitrittsverfahren,  die Verbindung und Trennung der Verfahren 
(§66 BVerfGG), die Antragsänderung und -rücknahme, der Wider-
und Zwischenfeststellungsantrag, das Antragsanerkenntnis, der Antrags-
verzicht und die Erledigung der Hauptsache, der Vergleich, die Vol l -
ziehung der Entscheidung (§ 35 BVerfGG), die einstweilige Anordnung 
(§ 32 BVerfGG). Nur beschränkt ist die Verbindlichkeit der Entscheidung 
(§ 31 BVerfGG) erörtert. 

2. Die Regelungen des BVerfGG über Organstreitverfahren  inner-
halb des Bundes haben auch für  andere  Verfahren  rechtliche  Bedeutung• 
Bei Streitigkeiten zwischen Bund und Länder nach Art . 9313 GG 
gelten sie entsprechend (§ 68 BVerfGG). Die Vorschriften  des BVerfGG 
über Organstreitigkeiten innerhalb eines Landes nach Art. 93 I 4 Fall 3 
und Ar t .99GG und die Landesregelungen in Baden-Württemberg, 
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Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen  und Saarland sind ihnen nach-
gebildet. 

3. Die Organstreitigkeiten innerhalb des Bundes und eines Lan-
des und die Streitigkeiten zwischen Bund und Länder haben prak-
tische  Bedeutung.  Das BVerfG hat bisher 9 Organstreitverfahren  inner-
halb des Blindes, 7 Organstreitverfahren  innerhalb eines Landes 
nach Ar t . 9314 Fall 3 und Art . 99 GG und 5 Bund-Länder-Streit-
verfahren  nach Art. 9313 GG entschieden. Einzelheiten ergeben sich aus 
dem Verzeichnis u. S. 232/3. Weitere Verfahren  sind anhängig. 

4. Die Schrift  ist aus einer Dissertation hervorgegangen, die die 
Juristische Fakultät der Freien Universität Berl in im November 1959 
angenommen hat. Abschnitt I I wurde im Dezember 1959 als Teildruck 
unter dem gleichen Titel wie die vorliegende Schrift  photomechanisch 
vervielfältigt.  Die dort vertretenen Ansichten sind zum Teil revidiert. 

Die Dissertation hat Prof.  Dr. Kar l August Bettermann  betreut und, 
wie die vorliegende Arbeit, durch wertvolle Anregungen und Hin-
weise freundlichst gefördert.  Hierfür  danke ich ihm herzlich. 

Den Druck der Schrift  hat der Verlagsinhaber, Herr Ministerialrat 
a.D.Dr. Hans Broermann,  durch großzügige Unterstützung ermöglicht. 
Auch ihm bin ich zu Dank verpflichtet. 

Berlin-Zehlendorf,  den 15. 9. 1960 

Manfred  Goessl 
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A b s c h n i t t I 

Entwicklung der Gerichtsbarkeit für Organstreitigkeiten 
und Regelungen für Organetreitigkeiten 

innerhalb der Länder 

Die früheren  Verfahrensregelungen  für Organstreitigkeiten und 
die geltenden Regelungen für Organstreitigkeiten innerhalb der 
Länder werden hier nicht in ihrer allgemeinen staatsrechtlichen Geschichte 
und Bedeutung, sondern nur in ihrer prozessualen Entwicklung und 
Ausgestaltung aufgezeigt. Nur insoweit sind sie für den Gegenstand 
der vorliegenden Arbeit erheblich. 

I. O r g a n s t r e i t v e r f a h r e n  i n n e r h a l b 
des Z e n t r a l s t a a t e s 

Die im GG vorgesehene Gerichtsbarkeit für  Streitigkeiten  zwischen 
Organen  (Organteilen)  des Zentralstaates  hat keine Vorläufer.  Das GG 
hat insoweit Neuland betreten. Die Reichsverfassungen von 1871 und 
1919 hatten die Beilegung solcher Streitigkeiten dem politischen Macht-
ausgleich überlassen. 

Ansätze für die vom GG begründete Zuständigkeit finden sich in 
der (nicht in Kraft  getretenen) Frankfurter  Reichsverfassung  vom 28.3. 
1849. Sie bestimmte in 

§ 1261: „Zur Zuständigkeit des Reichsgerichts gehören": 
b) „Streitigkeiten zwischen dem Staatenhause und dem Volkshause unter 

sich und zwischen jedem von ihnen und der Reichsregierung, welche die 
Auslegung der Reichsverfassung betreffen,  wenn die streitenden Theile 
sich vereinigen, die Entscheidung des Reichsgerichts einzuholen". 

Das Reichsgericht konnte hiernach nur auf gemeinsamen Antrag der 
Parteien entscheiden. 

Für die Weimarer  Reichsverfassung  gibt die Entstehungsgeschichte 
keinen klaren Aufschluß darüber, ob das Fehlen einer Zuständig-
keit des Staatsgerichtshofes in Art . 191 für Verfassungsstreitigkeiten 
innerhalb des Reiches auf Absicht oder Versehen beruhte2. Die Forde-

1 zitiert nach Binding  S. 26. 
8 Smend  VerfVerfR S. 143. Vgl. aber auch Triepel  W D S t R L 5 (1929) S. 2 

(22) und Apelt  NJW 1952, 1 (2), 1953, 641 (642), die eine bewußte Ausklam-
merung annehmen. 

2* 
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r u n g nach einer entsprechenden Ergänzung der W R V w u r d e insbeson-
dere v o m 34. Deutschen Jur is tentag ( K ö l n 1926) erhoben. D ie Ber ichter -
s ta t ter Anschütz  u n d Mende  empfah len die E in fügung eines 

Art. 19 I I 3 » 4 : 
„(2) Der Staatsgerichtshof entscheidet ferner  in Streitigkeiten Beteilig-

ter über die Auslegung und Anwendung der Reichsverfassung, soweit 
nicht ein anderer Gerichtshof des Reichs oder eines Landes zuständig ist. 
Die Zuständigkeit des Staatsgerichtshofes zur Prüfung der Verfassungs-
mäßigkeit von Vorschriften des Reichsrechts wird durch Reichsgesetz gere-
gelt". 

I I . O r g a n s t r e i t i g k e i t e n i n n e r h a l b d e r L ä n d e r 

1. Ursprung  und Grund  der  Regelungen 
Regelungen f ü r einen recht l ichen Aus t rag von Streitigkeiten  zwischen 

Landesorganen  finden sich schon f rüh . D ie Frage ergab sich be im 
A u f k o m m e n der kons t i tu t ione l len Verfassungen 5 . Durch sie t ra ten 
neben den Monarchen we i te re Verfassungsfaktoren:  die Stände oder 
die Vo l ksve r t re tung auf der einen, die Regierung auf der anderen 
Seite. W ie sol l te die E inha l t ung de r Zuständ igke i tsordnung zwischen 
ihnen gesichert werden? Der eine — h ie r n icht interessierende u n d 
n icht zu behandelnde — Weg lag (l iegt) i n der Minister  anklag eβ. 
Sie gewährt(e) aber n u r eine unvo l l kommene Garant ie , w e i l sie schuld-
haf te Verfassungs- oder Gesetzesverletzung ver langt(e) 7 u n d sie m i t E i n -
f ü h r u n g des par lamentar ischen Systems e in zu umständl iches Werkzeug 
wurde . Der andere — a l le in oder neben der Min is te rank lage mögl iche — 

8 Verh. S. 193—288 (193,194,288). Der alte Abs. I I des Art. 19 WRV sollte 
Abs. I I I werden. 

4 Für eine entsprechende Ergänzung der Reichsverfassung auch Thoma 
RG-Praxis I S. 179(198); Giese  RV S. 101; Kaufmann  Untersuchungsaus-
schuß S. 87; Simons  Verh. 34. DJT S. 265. — Gegen die Ergänzung äußerten 
Bedenken: C. Schmitt  AöR 55 (1929) S. 161 (163); Smend  VerfVerfR  S. 142, 
144; Simons  in LS I S. 15; I V S . I X ; Friesenhahn  HDStR I I S.582; Joel 
AöR 77 (1951/52) S. 165. 

Über andere Bestrebungen zur Erweiterung der Zuständigkeit des RStGH 
vgl. Poetzsch  DJZ 1926,1266; Grau  AöR 50 (1926) S. 287. 

5 Über noch frühere Ansätze vgl. Stolzmann  S. 355—358; Triepel  RAuf-
sicht S. 17—33; Geiger  BVerfGG S. X I , X I I . Sie haben jedoch keine Be-
ziehung mehr zu den derzeit geltenden Regelungen. 

6 Vgl. hierzu u.a. Drath  VVDStRL9 (1952) S. 17 (25—31) m.Nachw.; 
Wintrich  Grundrechte I I I S. 643 (650—658); Marschall  v.  Bieberstein  HDStR 
I S. 521 (522, 523); Friesenhahn  HDStR I I S. 532 sub e); Gmelin  HDStR I 
S. 80 (83); Leibholz  HDStR I S. 630 (641); C. Schmitt  VerfL S. 135, 136; 
Kühn  S. 16—24; Jerusalem  S. 148—155. 

7 Ihre Tauglichkeit wurde und wird weiter dadurch eingeschränkt, daß 
ihre Erhebung meist qualifizierte Mehrheitsbeschlüsse erfordert(e)  und sie 
die Entfernung des Ministers aus dem Amt bezweckt(e), wenngleich ihre 
Erhebung i. d. R. durch den Rücktritt oder die Entlassung des Ministers 
nicht ausgeschlossen wurde (wird). Ferner bot die Ministeranklage keinen 
Schutz gegen Akte des Monarchen, die nicht gegenzeichnungspflichtig waren. 
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Weg lag und liegt in der rechtlichen  Entscheidung  der  Streitigkeiten  oder 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen den Verfassungsorganen durch eine 
dritte Instanz. 

Eine solche Möglichkeit interessiert(e) nicht nur die Länder selbst, 
sondern auch den Zentralstaat. Auch ihm war und ist daran gelegen, 
daß in seinen Gliedstaaten geordnete staatsrechtliche Verhältnisse herr-
schen8. Auch er stellt(e) deshalb Möglichkeiten für einen rechtlichen Aus-
trag der Streitigkeiten oder Meinungsverschiedenheiten zur Verfügung. 
Bei diesen Streitsachen überlagern sich deshalb Regelungen der Länder 
selbst mit solchen des Zentralstaates. 

2. Länderregelungen  bis 1918 
a) Bei den Länderregelungen  bis 19189 sind im Hinblick auf 

die zur Streitentscheidung berufenen Stellen mehrere Gruppen zu 
unterscheiden: 

In Preußen 10, Liechtenstein 11, Holstein 12 und Lauenburg 13 stand über-
haupt kein Verfahren  für einen rechtlichen Ausgleich der Streitig-
keiten zur Verfügung. 

In Großhessen u, Württemberg 15, Lippe-Detmold 16, Nassau17, Sachsen-
Meiningen 18, Sachsen-Weimar le, Waldeck 20, Schwarzburg-Rudolstadt 21 

und Anhalt 22 hatten die Stände oder Volksvertretungen nur das Recht 
zu Beschwerden an den Landesherrn. Solche Beschwerderechte be-
standen auch in Baden23 und Bayern 24, jedoch mit dem Unterschied, 
daß hier der Landesherr verpflichtet war, begründeten Beschwer-

8 Vgl. Triepel  RAufs. S. 455; Hatschek  DPrStR I S. 98; Cohn RAufs. S. 48; 
Pereis S. 14. 

9 Für die Entwicklung bis 1848 vgl. besonders Stolzmann  AÖR55 (1929) 
S. 355. 

1 0 Vgl. Verf. v. 31. 1. 1850 (Stoerk-Rauchhaupt  S. 272, 567); Verf. v. 5. 12. 
1848 (PrGS S. 375). 

1 1 Vgl. Verf. v. 9.11.1818 (Zachariae  S. 1033). 
1 2 Vgl. Verf. v. 11. 6.1854 (Zachariae  S. 424). 
1 8 Vgl. VO v. 20.12.1853 (Zachariae  S. 419). 
1 4 Art. 79 Verf. v. 17.12.1820 (Stoerk-Rauchhaupt  S. 189, 562). 
1 5 §§ 124, 179 Verf. v. 25. 9.1819 (Stoerk-Rauchhaupt  S. 501, 584). 
1 6 §11 Verf. v. 8.6.1819 (Pohlitz  S. 1096); §7 Verf. v. 6.7.1836 (Zachariae 

S. 1075). 
1 7 § 2 Nr. 2 Patent v. 12. 9.1814 (Pohlitz  S. 1009). 
1 8 § 90 Verf. v. 4. 9.1824 (Pohlitz  S. 824); Art. 87 Verf. v. 23. 8.1829 (Stoerk-

Rauchhaupt  S. 416, 577). 
1 9 § 4 Nr. 4 Verf. v. 15. 10. 1850 (Stoerk-Rauchhaupt  S. 436, 579). Zur 

Verf. 1816 vgl. Anm. 27. 
2 0 § 65 Verf. v. 17. 8.1852 (Stoerk-Rauchhaupt  S. 482, 583). 
2 1 § 35 Verf. v. 21. 3. 1854 (Stoerk-Rauchhaupt  S. 462, 581). 
2 2 § 22 I Verf. v. 18. 7. 1859 (Stoerk-Rauchhaupt  S. 62, 548). 
2 3 § 67 Verf. v. 22. 8.1818 (Stoerk-Rauchhaupt  S. 72, 550). 
2 4 Titel X §5 Verf. v. 26.5.1818 (Stoerk-Rauchhaupt  S. 89, 551). Hier 

mußte der Landesherr die Beschwerde „bei Zweifeln" dem Staatsrat oder 
der obersten Justizbehörde zur Entscheidung unterbreiten. 


